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Bericht des Ausschusses für öffentliche Wohlfahrt
betreffend das Gesetz, mit dem das Landes-Wohnungs- und Siedlungsfondsgesetz ab-

geändert wird.

(L- 20412 - XIX)

§ 4 des Landes-Wohnungs- und Siedlungsfonds-
gesetzes, LGBl. Nr. 57/1950, beschränkt den Kreis
der Fondshilfewerber auf Gemeinden, gemeinnüt-
zige Bau-, Wohnungs- und Siedlungsvereinigungen
und natürliche Personen. Andere juristische Per-
sonen sind daher von der Fondshilfe ausgeschlossen.
Darunter fallen beispielsweise auch gemeinnützige
Institutionen, wie die. Gesellschaft vom Roten Kreuz,
Vereine und konfessionelle Einrichtungen, Bezirks-
fürsorgeverbändeu: a. m. Deren Einbeziehung in
die Fondshilfegewährung erweist sich aber aus so-
zialen Erwägungen als notwendig.

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zu
dieser Regelung ergibt sich aus der Tatsache, daß
dem O. Ö. Landes-Wohnungs- und Siedlungsfonds
als r·einem Träger von Privatrechten keine behörd··
lichen Aufgaben zukommen, so daß also die Kom-
petenzverteilungsbestimmungen des Bundes- Verfas-
sungsgestzes in der Fassung von 1929 nicht gelten. I
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(Siehe das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes
vom 16. März 1960, K II - 1/59.) Um aber die Rechts-
lage für jedermann eindeutig klarzulegen, soll an-
läßlich der aus sachlichen Erwäg.ungen vorzuneh-
menden Anderung des § 4 auch § 1 formell in dem
Sinne ergänzt werden, daß ausdrücklich ausgespro-
chen wird, daß dem Fonds Hoheitsaufgaben nicht zu-
kommen. Daraus ergi'bt sich auch mit der erforder-
lichen Eindeutigkeit, daß Ausfertigungen der Be-
schlüsse der Landesregierung, wenn diese im Sinne
des § 5 als Organ des Fonds tätig wird, kein Be-
scheidcharakter zukommt.

Der Ausschuß für öffentliche WohHahrt beantragt,
der Hohü Landtag möge das beigefügte Gesetz, mit
dem das Landes- Wohnungs- und Siedlungsfonds·
gesetz abgeändert wird, beschließen.

Li n z, am 15. Februar 1962.
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Der o. Ö. Landtag hat beschlossen:
Das Landes-Wohnungs- und Siedlungsfondsgesetz,

LGBl. Nr. 57/1950, wird wie folgt abgeändert:
1. Dem § 1 wird folgender Satz angefügt:

"Dem Fonds ko=en Aufgaben der Hoheitsver-
waltung nicht zu."

2. § 4 hat zu lauten:

mit dem das Landes- Wohnungs- und Siedlungsfondsgesetz abgeändert wird.

,,§ 4.
Voraussetzungen für die Gewährung von

Fondshilfe.
(1) Die Fondshilfe kann gewährt werden:

a) Gemeinden und gemeinnützigen Bauvereini-
gungen;

b) anderen juristischen Personen, die ihren Sitz
im Inland haben;

c) natürlichen Personen.
(2) Fondshilfe darf nur für Bauten in Oberöster·

reich gewährt werden."


